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Bescheid 

Der Unabhängige Finanzsenat hat über die Berufung der Bw, vertreten durch N & N 

Steuerberatungsgesellschaft m.b.H., 8010 Graz, Herdergasse 11, vom 4. Mai 2010 gegen die 

Bescheide des Finanzamtes Bruck Leoben Mürzzuschlag vom 30. März 2010 betreffend 

Kapitalertragsteuer für 2006 und 2007 entschieden: 

Die angefochtenen Bescheide und die Berufungsvorentscheidungen werden gemäß 

§ 289 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl Nr. 1961/194 idgF, unter Zurück-

verweisung der Sache an die Abgabenbehörde erster Instanz aufgehoben. 

Begründung 

Zum Sachverhalt wird auf die unter der GZ. RV/0323-G/11 zur Wiederaufnahme des 

Verfahrens betreffend Umsatzsteuer und Körperschaftsteuer 2006 und 2007 ergangene 

Berufungsentscheidung vom heutigen Tag verwiesen. 

In dem Zusammenhang hat das Finanzamt die Bw wegen Vorliegens einer verdeckten 

Ausschüttung mit den hier angefochtenen Bescheiden vom 30. März 2012 zur Haftung für 

Kapitalertragsteuer im Betrag von 4.778 Euro (2006) und im Betrag von 131.350 Euro (2007) 

herangezogen. 

Dagegen erhob die Bw mit Schreiben ihres steuerlichen Vertreters vom 4. Mai 2010 die 

Berufung. 
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Das Finanzamt legte die Berufung dem Unabhängigen Finanzsenat im April 2011 zur 

Entscheidung vor. 

Gemäß § 289 Abs. 1 BAO kann die Abgabenbehörde zweiter Instanz die Berufung durch 

Aufhebung des angefochtenen Bescheides und allfälliger Berufungsvorentscheidungen unter 

Zurückverweisung der Sache an die Abgabenbehörde erster Instanz erledigen, wenn 

Ermittlungen (§ 115 Abs. 1) unterlassen wurden, bei deren Durchführung ein anders 

lautender Bescheid hätte erlassen werden oder eine Bescheiderteilung hätte unterbleiben 

können. 

Hinsichtlich der zu ermittelnden Umstände wird auf die unter der GZ. RV/0323-G/11 zur 

Wiederaufnahme des Verfahrens betreffend Umsatzsteuer und Körperschaftsteuer 2006 und 

2007 ergangene Berufungsentscheidung vom heutigen Tag verwiesen. 

Da zur Klärung des Sachverhaltes nicht nur ergänzende Ermittlungen vorzunehmen sind, war 

es zweckmäßig, die angefochtenen Bescheide unter Zurückverweisung der Sache an die 

Abgabenbehörde erster Instanz aufzuheben. 

Graz, am 28. Februar 2013 

http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=289&dz_VonAbsatz=1

